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Hinweise: 
- Möglichst nur ein Paragraph pro Antrag 
- kurze prägnante Begründung? 
- Satzungsänderung hervorgehoben? 


	Datum: 18.04.2024
	Themenbereich: außerordentliche Mitgliederversammlung durch die Mitglieder
	Paragraf: §19 (2) b
	Antragsteller: 
	Mitgliedsnummer: 
	Kontakt: 
	Gegenstand  Thema: 2. Antrag Satzungsänderung zur Änderung des §19  Geschäftsordnung des Bundesparteitages Absatz (2) b) 
	abstimmungsfähiger Wortlaut: Der Bundesparteitag / die Mitgliederversammlung beschließt, den §19 (2) b) so zu ändern, dass der Wert von 25% durch den Wert von 10% ersetzt wird.
	Begründung: Die bestehende Satzungsformulierung ist unrealistisch und ein Schutzschild für den Vorstand. Sollte es einen schädlichen Vorstand geben, haben die Mitglieder nur die unwahrscheinliche Möglichkeit, hierzu in Form eines außerordentlichen Parteitages ein Abwehrrecht zu haben. Das BGB setzt die Einberufung durch das Begehren einer Minderheit bereits auf ein Zehntel (10% der Mitglieder) fest. Dieses Recht ist ein Minderheitenrecht und stärkt die Mitgliederrechte, was sich seit Jahrzehnten bewährt hat. Auf einem so einberufenen, Parteitag bestünde sodann die Möglichkeit, Abwahlanträge, welche zuvor gestellt wurden, auf die Tagesordnung zu bringen. Abwahlanträge können natürlich auch entgegengesetzt wirken und das Vorstandsmitglied bzw. die Vorstandsmitglieder werden durch den Parteitag bestätigt. Der Vorstand stellt sich dem Parteitag und die Mitglieder entscheiden aktiv mit ob es mit diesem weitergeht. Unabhängig davon, ob ein Parteitag Geld kostet, ist auch eine Kosten-Nutzen Rechnung in Augenschein zu nehmen. Um Schaden abzuwenden, kann es notwendig sein, dieses Vorgehen zu wählen. Dieser Antrag ist eine Alternative zu einem ähnlichen Antrag, stellt aber die Gestaltung des Bundesparteitages in den Vordergrund, weil der Bundesparteitag die Hürde selbst festlegt um dieser Regelung die größtmögliche Bestätigung zu verleihen.
	Satzungsvergleich neu: (2) Weitere, ordentliche oder außerordentliche Parteitage sind einzuberufen

a) auf Antrag des Bundesvorstandes 
oder

b) auf Antrag von 10 Prozent der
Mitglieder.

	Satzungsvergleich alt: (2) Weitere, ordentliche oder außerordentliche Parteitage sind einzuberufen

a) auf Antrag des Bundesvorstandes oder

b) auf Antrag von 25 Prozent der Mitglieder.




